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Geheimsache Agrar: Land verbietet Akteneinsicht 

Der Mieminger GR Ulrich Stern darf keine Einsicht in die Agrarakten von Obermieming und Barwies nehmen. Das hat jetzt der Agrarsenat beschlossen. 

Von

peter nindler

Mieming - Schon seit Jahren versucht der Mieminger Gemeinderat Ulrich Stern, die Hintergründe für die seinerzeitigen Übertragungen von Gemeindegut an die Agrargemeinschaften am Mieminger Plateau an die Öffentlichkeit zu bringen.

Er hat viele Grundstücksgeschäfte kritisch hinterfragt. Und seit Oktober des Vorjahres bemüht er sich um die Einsichtnahme in die seinerzeitigen Regulierungsakte der Agrargemeinschaften Barwies und Obermieming.

Der Mieminger Gemeinderat Ulrich Stern erhielt
eine Abfuhr vom Landesagrarsenat. Er erhält
keine Einsicht in die Agrarakten.
Foto: Paschinger

Doch der Landesagrarsenat hat seinen Wünschen jetzt einen Riegel vorgeschoben - weil er keine Parteistellung besitzt.

Schutzfrist für Agrarakten
Damit hat der Landesagrarsenat mit seinem Bescheid vom 23. April den Spruch der Erstinstanz bestätigt. Er stützt sich dabei auch auf eine Stellungnahme des Tiroler Landesarchivs vom März des heurigen Jahres.

Weil die Akten jünger als 30 Jahre seien, würden sie laut Landesarchiv der Schutzfrist unterliegen. Die Einsichtnahme könne deshalb nur Personen gewährt werden, „denen im betreffenden Verfahren Parteistellung zukommt oder zugekommen ist".

Das Archiv schiebt den Ball der Behörde zu, die darüber entscheiden solle, wem Einsicht in die Regulierungsverfahren gewährt wird und wem nicht.

„Sinnvollerweise entscheidet darüber jene Organisationseinheit, die mit der Rechtsmaterie vertraut ist, das Verfahren durchgeführt und den betreffenden Akt angelegt hat", heißt es.

Und weil eben die Agrarbehörde Stern die Parteistellung nicht zuerkannt hat, wurde seine Berufung durch den Agrarsenat ebenfalls abgelehnt.

Stern reagiert verärgert auf diese Vorgangsweise. „Das größte Vermögensdelikt in der jüngeren Geschichte des Landes muss anscheinend verdeckt bleiben."

Gemeinderat verärgert
Offen kritisiert er die Agrarbehörde. „Gegen den Bescheid gibt es nicht einmal mehr ein Rechtsmittel. Die Landesverwaltung, politisch und administrativ, gewährt ‚null Transparenz' in Hinsicht auf Agrargemeinschaftsakten."

Gemeinderäte und Bürger dürften laut Stern keinen Zugang zu den historischen Akten erhalten. „Letztlich darf de Politgaunerei nicht als solche erkannt werden."

Stern appellierte deshalb an die Landtagsparteien, „null Toleranz" gegenüber der Null-Transparenz-Einstellung der Mächtigen zu üben.
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Ihre Meinung zu diesem Thema

Kommentar schreiben
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panzenlugger | 2.5. 2009 | 13:49  

  

 Der Stern ist eine Landplage... Er soll doch mal an die armen Bauern denken. Schließlich soll einer in Mieming ca. € 1,2 Mio. Schulden haben, die er nicht zu zahlen weiß. 
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karljosef | 2.5. 2009 | 10:21  

  

 herrn stern darf man nur gratulieren hoffentlich gibt er nicht auf, denn die politik gehört an den pranger gestellt .diese geheimniss krämerei gehört sofort abgeschafft, hat hier jemand was zu verschleiern.was sagen die politiker,övp/spö dazu, " nichts" alle korrupt!!!!!
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consider | 2.5. 2009 | 09:36  

  

So arbeiten doch nicht moderne Archive. Was hat das mit dem Landesagrarsenat zu tun? Was ist das für ein Umgang des Landes mit seinen Bürgern. Es ist eine Schande, dass der Tiroler Öffentlichkeit die Einsichtnahme in Archivakten verwehrt wird. Ganz unverständlich ist es, wenn einem Gemeinderat diese Einsicht verwehrt wird; einem Gemeinderat der einen Eid in seiner Funktion abgelegt hat, für die öffentlichen Interessen der Gemeinde und der Gemeindeöffentlichkeit einzutreten. Offenbar hat er sich schon zu oft erlaubt, an den Vorgängen Kritik zu üben. Das wird dafür die Strafmaßnahme der Regierung am Gemeinderat und am Bürger Stern sein. Diese Regulierungen mussten alle durch einen Abschlussbescheid (§ 72 Abs 3 des Flurverfassungsgesetzes) der Agrarbehörde abgeschlossen werden. Damit war die Regulierung zu Ende. Damit waren diese Akte geschlossen, sie sind 50 Jahre und älter. Das ist Gesetz. Und heute werden die Bürger offenbar gezielt zwischen Landesarchiv und Agrarbehörde im Kreis geschickt. Dass da in den Regulierungen viel schief gelaufen ist, dies weiß heute nun wohl jeder halbwegs Interessierte in Tirol. Und das Verhalten des Landes sieht heute so aus, dass noch immer alles gegen den Informationsbedarf der über den Tisch gezogenen Bürger im Land getan wird. Es kann doch nicht darauf ankommen, dass der Bürger alte Akten deswegen nicht sehen könnte, weil später noch weitere Blätter und Schreiben dazu gelegt worden sein mögen? Diese Schriftstücke sind doch leicht mit dem Zeitpunkt des Abschlusses der Regulierung vor 50 Jahren und mehr aus dem Akt zu nehmen! Der Gemeinderat Stern will ja nicht als Verfahrenspartei auftreten. Er will auch keine Einsichtnahme in junge und laufende Akten. Was haben damit die Agrarbehörde und der Landesagrarsenat zu tun. Warum spielen die das Schauspiel mit? Stern will offenbar bloß Einsicht in abgeschlossene und sehr alte Archivakten. In einer halben Stunde ist ein solcher alter Archiv-Akt eingescannt und kann am Computer von mehreren Leuten gleichzeitig eingesehen und durchgeblättert werden. Gerade ein solches Service wäre das Land dem seit Jahrzehnten am Gemeindegut betrogenen Bürgern schuldig. So arbeiten heute anderswo moderne Archive. Die Mächtigen im Land Tirol haben offenbar viel zum Verbergen. Gerade deshalb dürfte das miese Schauspiel zur Informationsverweigerung mit dem Bürger über 50 Jahre alte Behördenakten so laufen. Die Höchstgerichte haben in nicht zu überbietender Deutlichkeit judiziert, dass alles Eigentumübertragen von den Gemeinden an Agrargemeinschaften offenkundig gesetz- und verfassungswidrig war. Und diese Vorgänge sollten weiter in allen Akten versteckt bleiben; jeder Aufmerksamkeit der Bürger ganz bewusst von den Mächtigen entzogen? Sollten mit einer solchen Geheimnistuerei unser Staat und das Vertrauen in den Staat funktionieren? Glaubt wirklich noch jemand, dass da einer offenen und entgegenkommenden Informationspolitik des Landes zu dieser causa miserabililis auf dem Rücken seiner Bürger nur ein Jota entgegenstehen würde? Warum wird da ein interessierter Bürger zwischen Landesarchiv und Agrarbehörde in den Kreis geschickt?
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untendurch | 2.5. 2009 | 08:15  

  

 Die Volksenteignung zu Gunsten von ein bar Günstlingen schlägt ja seltsame Blüten. Wahrscheinlich viel Wirbel und herauskommen wird níchts, diese Mafia hat sichs längst gerichtet.

